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UNWIRKSAMKEIT EINER VORFORMULIERTEN 

EINWILLIGUNG ZUR TELEFONWERBUNG 
OLG KÖLN – URTEIL VOM 29. APRIL 2009 (AZ. 6 U 218/08) 

  

 

Eine vorformulierte Einwilligungserklärung, mit der ein Verbraucher seine Zustimmung zu 

Werbeanrufen erteilt, ist dann unwirksam, wenn diese zu allgemein und unbestimmt 

formuliert ist. 

 

Dies entschied das OLG Köln in seinem Urteil vom 29.4.2009 (Az. 6 U 218/08) bezüglich 

einer Einwilligungserklärung, in der sich der Verbraucher pauschal damit einverstanden 

erklärte, telefonisch über „interessante Angebote“ des Anbieters selbst sowie von 

„Dritten und Partnerunternehmen“ informiert zu werden. 

 

Nachdem Telefonwerbung gegenüber Verbrauchern wettbewerbsrechtlich nur mit der 

vorherigen Einwilligung des Angerufenen zulässig ist, nutzen viele Unternehmen 

vorformulierte Erklärungen, die der Kunden nur noch ankreuzen bzw. unterschreiben 

muss. Wie die Kölner Richter jedoch feststellten, muss eine solche vorgegebene 

Erklärung inhaltlich zumindest so konkret sein, dass für den Kunden absehbar ist, welche 

Art der Werbung er erhalten wird. Außerdem muss der Kreis der Werbenden, für die 

diese Einwilligung gelten soll, so transparent bezeichnet sein, dass der Verbraucher 

erkennt, wer sich ihm gegenüber auf diese Einwilligung berufen kann. Erfüllt eine 

Einwilligungserklärung diese Voraussetzungen nicht, so ist diese unwirksam, so dass 

Werbeanrufe selbst dann rechtswidrig sind, wenn der Kunde die Klausel ausdrücklich 

akzeptiert hat. 

 

Das OLG Köln betont in diesem Zusammenhang ausdrücklich, dass auch die Möglichkeit 

für den Verbraucher, seine Einwilligung jederzeit zu widerrufen, im Falle der fehlenden 

Transparenz der vorgegebenen Einwilligungserklärung nichts an der Unwirksamkeit 

ändert. 
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Gerade wenn das erforderliche „Opt-In“ des Verbrauchers – wie in den meisten Fällen 

in der Praxis – durch eine vorgegebene Erklärung eingeholt wird, ist es daher wichtig, 

diese Erklärung sorgfältig zu formulieren. Einerseits soll dabei dem Bedürfnis des 

werbenden Unternehmens Rechnung getragen werden, eine möglichst umfassende 

Einwilligungserklärung seiner Kunden zu Werbemaßnahmen zu erhalten, anderseits 

muss verhindert werden, dass die Erklärung wegen fehlender Transparenz komplett 

unwirksam ist. Da diese Grenze durchaus fließend ist und es sehr auf den individuellen 

Einzelfall ankommt, empfiehlt es sich, diesbezüglich im Vorfeld rechtlichen Rat 

einzuholen. 


